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Richtlinie des Ministeriums für Wirtschaft 
über die Gewährung von Zuschüssen an kleine 

und mittlere Unternehmen im Land Brandenburg 
zur Beschäftigung von Innovationsassistenten/ 

Hochschulabsolventen und zur Förderung 
des Wissenstransfers 

Vom 25. Januar 2002 

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe dieser 
Richtlinie auf der Grundlage des Operationellen Pro­
gramms (OP) für den Zeitraum 2000 - 2006 unter Be­
achtung der jeweils geltenden einschlägigen Bestim­
mungen aus den EU-Verordnungen, insbesondere der 
VO (EG) Nr. 1260/1999, der §§ 23 und 44 der Landes­
haushaltsordnung (LHO) und der dazu ergangenen Ver­
waltungsvorschriften zur Erhöhung der Innovations­
und Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unter­
nehmen (KMU) im Land Brandenburg sowie zur Um­
stellung auf umweltverträgliche Produkte bzw. Produk­
tionsverfahren Zuwendungen für die Beschäftigung von 
Hoch- und Fachhochschulabsolventen als Fachkräfte 
(Innovationsassistenten) und für Maßnahmen des Wis­
senstransfers (Beratung und Schulung). 

1.2	 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendung be­
steht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbe­
hörde nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel. 

1.3	 Diese Fördermaßnahme gilt als Maßnahme im Sinne der 
Verordnung der Kommission über „de-minimis“-Beihil-
fen1. Eine Kumulierung von Mitteln nach dieser Richtli­
nie mit anderen öffentlichen Mitteln ist somit nur inso­
weit zulässig, als der maximale Gesamtbetrag aller 
„de-minimis“-Beihilfen den Betrag von 100.000 Euro 
innerhalb von drei Jahren ab dem Zeitpunkt der ersten 
„de-minimis“-Beihilfe nicht übersteigt. Dieser Betrag 
umfasst alle Arten von öffentlichen Beihilfen, die als 
„de-minimis“-Beihilfe gewährt werden und berührt 
nicht die Möglichkeit, dass der Empfänger aufgrund von 
der Europäischen Kommission genehmigter Regelun­
gen andere Beihilfen erhält. Des Weiteren umfasst er al­
le Kategorien von Beihilfen gleich welcher Form und 
Zielsetzung, mit Ausnahme der Beihilfen für die Aus­
fuhr2, für die die „de-minimis“-Regelung nicht gilt. 

1	 ABl. EG Nr. L 10 S. 30 vom 13. Januar 2001 
2 	 Unter Beihilfen für die Ausfuhr ist jede Beihilfe zu verstehen, die 

unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, der Errichtung und dem 
Betrieb eines Vertriebsnetzes oder den laufenden Ausgaben einer 
Exporttätigkeit im Zusammenhang steht. Nicht dazu gehören hin­
gegen die Kosten für die Teilnahme an Messen, für Studien- und für 
Beratungsmaßnahmen, die für die Einführung eines neuen Produkts 
oder für die Einführung eines bestehenden Produkts auf einem neu­
en Markt erforderlich sind. 

2.	 Gegenstand der Förderung 

2.1	 Gefördert wird die Beschäftigung von neu einzustellen­
den Absolventen einer Hoch- oder Fachhochschule, die 
in einem der Schwerpunkte 

- Innovations-, Produktions- oder Umweltmanagement, 
- Technologie-Marketing oder 
- Produktentwicklung einschließlich Produktvorbe­

reitung und Design, 
- betriebswirtschaftliches Management 

arbeiten. 

2.2	 Gefördert werden Maßnahmen des Wissenstransfers 
(Beratungs- und Schulungsleistungen), die darauf ab­
zielen, technologisch neue oder verbesserte Produk­
tionsverfahren oder Erzeugnisse marktorientiert einzu­
setzen. Die Leistungen können sich auf alle Phasen des 
Innovationsprozesses beziehen, bis hin zur Prototypen­
fertigung und Markteinführung. Neben technischen Be­
ratungshilfen können sie auch notwendige Aspekte be­
triebswirtschaftlichen Technologiemanagements umfas­
sen. 

3.	 Zuwendungsempfänger 

3.1	 Antragsberechtigt sind kleine und mittlere Brandenbur­
ger Industrieunternehmen, Betriebe des produzieren­
den Handwerks sowie produktionsnahe Dienstleis­
tungsunternehmen. Als Brandenburger Unternehmen 
gilt auch, wer eine Betriebsstätte im Land Brandenburg, 
seine Geschäftsleitung aber außerhalb Brandenburgs 
hat. 

3.2	 Kleine und mittlere Unternehmen sind Unternehmen, 
die 

-	 weniger als 250 Personen beschäftigen, 
- einen Jahresumsatz von höchstens 40 Millionen 

Euro oder eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
27 Millionen Euro haben und 

- die das im folgenden Absatz definierte Unabhän­
gigkeitskriterium erfüllen. 

Als unabhängig gelten Unternehmen, die nicht zu 25 % 
oder mehr des Kapitals oder der Stimmanteile im Besitz 
von einem oder von mehreren Unternehmen gemeinsam 
stehen, welche die Definition der KMU bzw. der kleinen 
Unternehmen nicht erfüllen. Dieser Schwellenwert kann 
überschritten werden: 

- wenn das Unternehmen im Besitz von öffentli­
chen Beteiligungsgesellschaften, Risikokapitalge­
sellschaften oder institutionellen Anlegern steht und 
diese weder einzeln noch gemeinsam eine Kontrolle 
über das Unternehmen ausüben; 

- wenn aufgrund der Kapitalstreuung nicht ermittelt 
werden kann, wer die Anteile hält, und das Unter­
nehmen erklärt, dass es nach bestem Wissen davon 
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ausgehen kann, dass es nicht zu 25 % oder mehr sei­
nes Kapitals im Besitz von einem oder mehreren 
Unternehmen gemeinsam steht, die die Definition 
der KMU bzw. der kleinen Unternehmen nicht er­
füllen. 

Zur Berechnung der aufgeführten Schwellenwerte müs­
sen die Zahlen des jeweiligen Unternehmens sowie alle 
Unternehmen, von denen es direkt oder indirekt 25 % 
oder mehr des Kapitals oder der Stimmanteile hält, ad­
diert werden. 

3.3	 Von der Förderung ausgeschlossen sind Unternehmen, 
die freiberuflich tätig sind. 

3.4	 Soweit eine Förderung aus Mitteln der Gemeinschafts­
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk­
tur“ in Betracht kommt, gilt: 

Ein Vorhaben kann gefördert werden, wenn es geeignet 
ist, durch Schaffung von zusätzlichen Einkommens­
quellen das Gesamteinkommen in dem jeweiligen Wirt­
schaftsraum unmittelbar und auf Dauer nicht unwesent­
lich zu erhöhen (Primäreffekt gemäß Ziffer 2.1 des je­
weils gültigen Rahmenplanes der Gemeinschaftsaufga­
be „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“, 
Teil II), und nicht in folgenden Branchen durchgeführt 
wird: 

- Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, soweit nicht 
Verarbeitung; 

- Bergbau, Abbau von Sand, Kies, Ton und Steinen 
und vergleichbare Zweige der Urproduktion; 

- Energie- und Wasserversorgung, außer Kraftwerken 
und Wasserversorgungsanlagen, die überwiegend 
dem betrieblichen Eigenbedarf dienen; 

- Baugewerbe;

- Einzelhandel, soweit nicht Versandhandel;

- Transport- und Lagergewerbe;

- Krankenhäuser, Kliniken, Sanatorien oder ähnliche


Einrichtungen. 

Es gilt Ziffer 3 des jeweils gültigen Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“, Teil II. 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Zuwendungsvoraussetzungen für die Förderung von In­
novationsassistenten 

4.1.1	 Zuwendungsfähig sind solche Beschäftigungsverhält­
nisse, 

- die aufgrund der Stellenanforderungen den Einsatz 
eines Hoch- bzw. Fachhochschulabsolventen not­
wendig machen und 

- bei denen die zu entwickelnden oder zu vermarkten­
den Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen in­
novativ und/oder umweltverträglich sind und Wett­

bewerbsvorteile oder Marktchancen erwarten las­
sen. 

4.1.2	 Die Beschäftigungsverhältnisse sollen in der Regel für 
mindestens 24 Monate abgeschlossen werden. Die Ver­
einbarung einer branchenüblichen Probezeit ist mög­
lich. Der Arbeitsplatz muss sich im Land Brandenburg 
befinden. 

4.1.3	 Von der Förderung ausgeschlossen sind: 

4.1.3.1 Beschäftigungsverhältnisse mit Absolventen, die nach 
ihrem letzten Studienabschluss schon länger als zwölf 
Monate in Wirtschaftsunternehmen tätig waren; 

4.1.3.2 Beschäftigungsverhältnisse von Absolventen, die gleich­
zeitig Anteilseigner an den Unternehmen sind bzw. bei 
denen ein Familienmitglied 1. Grades Anteilseigner ist; 

4.1.3.3 Leih- und Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse; 

4.1.3.4 Beschäftigungsverhältnisse freier Mitarbeiter; 

4.1.3.5 Beschäftigungsverhältnisse, die bereits vor dem Zuwen­
dungsbescheid bestanden oder eingegangen wurden. 

4.2	 Zuwendungsvoraussetzungen für die Förderung des 
Wissenstransfers 

4.2.1	 Es kann eine Förderung von Beratungsleistungen er­
folgen, die von externen und qualifizierten Sachver­
ständigen vorrangig mit Geschäftsbetrieb im Land 
Brandenburg für betriebliche Maßnahmen erbracht 
werden, die für das Unternehmen und seine weitere 
Entwicklung von Gewicht sind und sich von Maßnah­
men der laufenden normalen Geschäftstätigkeit deut­
lich abheben. 

4.2.2	 Es kann eine Förderung von Schulungsleistungen erfol­
gen, die von Externen vorrangig mit Geschäftsbetrieb 
im Land Brandenburg für Arbeitnehmer erbracht wer­
den. Die Schulungsleistungen müssen auf die betrieb­
lichen Bedürfnisse des antragstellenden Unternehmens 
ausgerichtet sein und die Arbeitnehmer auf Anforderun­
gen vorbereiten, die zur Stärkung der Wettbewerbsfä­
higkeit des Unternehmens und für seine weitere Ent­
wicklung von Gewicht sind. 

4.3	 Nicht gefördert werden Beratungs- und Schulungsleis­
tungen: 

- die öffentlichen Interessen entgegenstehen, 
- die im Rahmen anderer Förderprogramme des Bun­

des und der Länder oder der Europäischen Gemein­
schaften eine Förderung erfahren, 

- die im Auftrag eines Dritten - auch aufgrund eines 
nachträglich gestellten Antrages - durchgeführt 
wurden oder die ganz oder teilweise von einem Drit­
ten bezahlt werden, 

- bei denen die schriftliche Auftragsvergabe vor Be­
antragung der Zuwendung oder vor Bekanntgabe 
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des Zuwendungsbescheides erfolgt, dies gilt auch 
für Aufstockungsanträge, wenn die Beratung er­
weitert werden soll, 

- wenn die in den vergangenen drei Jahren erhal­
tenen „de-minimis“-Beihilfen einschließlich der 
beantragten Förderung den Schwellenwert von 
100.000 Euro überschreiten. 

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

5.1 Für die Förderung von Innovationsassistenten 

5.1.1 Pro Unternehmen kann die Beschäftigung von bis zu 
zwei Absolventen für je 24 Monate gefördert werden. 
Für Existenzgründer erhöht sich die Zahl der zu för­
dernden Absolventen auf vier, wenn die Gründung nicht 
länger als 60 Monate zurückliegt. Es können nicht mehr 
als zwei Assistenten gleichzeitig gefördert werden. Die 
Zahl der (geförderten) Absolventen kann sich erhöhen, 
wenn die einzelnen Förderungszeiträume nicht ausge­
schöpft wurden und der restliche Förderungszeitraum 
nicht weniger als sechs Monate beträgt. Eine erneute 
Antragstellung ist möglich, wenn mindestens 24 Mona­
te nach dem letzten Förderzeitraum vergangen sind. 

5.1.2 Die Förderung besteht aus einem Zuschuss für die 

Absolventen in Höhe von 
50 %, höchstens jedoch 20.000 Euro 
je Absolvent im ersten Jahr 

Absolventen in Höhe von 
40 %, höchstens jedoch 10.000 Euro 
je Absolvent im zweiten Jahr 

des lohn- oder einkommensteuerpflichtigen Bruttoge­
haltes ohne Sonderzahlungen. 

5.2 Für die Förderung des Wissenstransfers 

Die Zuwendung beträgt bis zu 50 % der zuwendungsfä­
higen Beratungs- oder Schulungsausgaben, höchstens 
25.000 Euro pro antragsberechtigtes Unternehmen und 
Jahr. Die zuwendungsfähigen Ausgaben sind die zur Er­
füllung des Zuwendungszwecks notwendigen, tatsäch­
lich gezahlten Ausgaben durch das beratene/geschulte 
Unternehmen. Sachleistungen können nicht als zuwen­
dungsfähig anerkannt werden. 

5.3 Die Förderung wird als projektgebundene Zuwendung 
im Wege der Anteilfinanzierung gewährt. 

6. Verfahren 

6.1 Die Förderung wird auf schriftlichen und formgebunde­
nen Antrag gewährt. Anträge sind in dreifacher Ausfer­
tigung nach einer Erstberatung durch die ZukunftsAgen­
tur Brandenburg GmbH zu richten an: 

InvestitionsBank des Landes Brandenburg 
Steinstraße 104 - 106 
14480 Potsdam. 

Die Antragsunterlagen sind bei den Geschäftsstellen der 
InvestitionsBank des Landes Brandenburg und der 
ZukunftsAgentur Brandenburg GmbH zu erhalten. 

6.2	 Dem Antrag sind beizufügen: 

- eine Beschreibung des Unternehmenszwecks und 
des derzeitigen Produktions- bzw. Leistungspro­
gramms, 

- Kopie des Handelsregisterauszuges bzw. der Gewer­
beanmeldung, 

- bei der Förderung von Innovationsassistenten eine 
detaillierte Beschreibung der zu besetzenden Stelle 
sowie der damit verbundenen Innovations- bzw. der 
Umwelt- und Marketingmaßnahme, 

- eine Beschreibung der an den Assistenten gestellten 
Anforderungen (Anforderungsprofil) sowie Ent­
wurf des Anstellungsvertrages in Kopie, 

- bei Beratungs- und Schulungsleistungen der Ent­
wurf des abzuschließenden Beratungs- oder Schu­
lungsvertrages in Kopie. 

6.3	 Über den Antrag entscheidet die InvestitionsBank des 
Landes Brandenburg (Bewilligungsbehörde) auf der 
Grundlage der eingereichten Unterlagen und der fach­
lichen Stellungnahme der ZukunftsAgentur Branden­
burg GmbH. 

6.4	 Zu beachtende Vorschriften 

Bei der Förderung von Innovationsassistenten muss das 
zu fördernde Beschäftigungsverhältnis innerhalb von 
sechs Monaten nach Zugang des Zuwendungsbeschei­
des abgeschlossen werden. Sofern innerhalb dieses Zeit­
raumes keine Einstellung möglich ist, kann diese Frist 
auf begründeten Antrag einmalig um sechs Monate ver­
längert werden. 

Das Ministerium für Wirtschaft, die InvestitionsBank 
des Landes Brandenburg und die ZukunftsAgentur 
Brandenburg GmbH sind berechtigt, den Fortgang der 
Arbeiten zu kontrollieren, alle hierfür notwendigen 
Unterlagen einzusehen und die Einhaltung der Vorgaben 
zu überwachen. 

Im Rahmen der Erfolgskontrolle sind insbesondere die 
Aspekte zukunftsorientierte Arbeitsplatzschaffung und 
-erhaltung, Technologietransfer, Innovationsgrad und 
der Bezug zu den Technologiethemen des Landestech­
nologiekonzeptes zu bewerten. 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 



214 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 9 vom 27. Februar 2002 

§§ 23 und 44 LHO, soweit nicht in diesen Förderrichtli­
nien Abweichungen zugelassen worden sind. 

Über die LHO hinaus sind die Regelungen auf der 
Grundlage bestehender und vorbehaltlich noch zu erlas­
sender Vorschriften der EU für den Strukturzeitraum 
2000 - 2006 zu beachten, insbesondere der Auszah­
lungs- und Abrechnungsverfahren. 

Abweichend von den Verwaltungsvorschriften zu § 44 
LHO wird bestimmt: 

a)	 Zuwendungs(teil)beträge dürfen nur unter Vorlage 
von Nachweisen über die im Rahmen des Zuwen­
dungszwecks tatsächlich getätigten Ausgaben ge­
mäß VV Nr. 7 zu § 44 LHO ausgezahlt werden. 

b)	 Ein letzter Teilbetrag von 5 % der Gesamtzuwen­
dung darf darüber hinaus erst gezahlt werden, wenn 
der Zuwendungsempfänger den Verwendungsnach­
weis gemäß Nummer 6 der Allgemeinen Nebenbe­
stimmungen für Zuwendungen zur Projektförde­
rung (ANBest-P) vollständig und in prüffähiger 
Form vorgelegt hat. 

Bei den Zuwendungen handelt es sich um Subventionen 
im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches (StGB). Ge­
mäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom 
11. November 1996 (GVBl. I S. 306) gelten für Leistun­
gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des 
§ 264 StGB sind, die §§ 2 bis 6 des Gesetzes gegen miss­
bräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (Bun­
desgesetz) vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034). 

7.	 In-Kraft-Treten 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2002 in 
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2002. 

Richtlinie des Ministeriums für Wirtschaft 
zur Förderung von Technologie- und Entwicklungs­

vorhaben auf dem Gebiet der Produkt- und Ver­
fahrensinnovation im Land Brandenburg 

Vom 25. Januar 2002 

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe dieser 
Richtlinie auf der Grundlage des Operationellen Pro­
gramms (OP) für den Zeitraum 2000 - 2006 unter Be­
achtung der jeweils geltenden einschlägigen Bestim­
mungen aus den EU-Verordnungen, insbesondere der 
VO (EG) Nr. 1260/1999, der §§ 23 und 44 der Landes­
haushaltsordnung (LHO) und der dazu ergangenen Ver­

waltungsvorschriften sowie des jeweils gültigen Rah­
menplanes der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) zur Verbesse­
rung der Innovationsfähigkeit der Unternehmen und der 
Marktchancen durch die Entwicklung neuer Produkte 
und Verfahren im Lande Brandenburg Zuwendungen für 
Vorhaben, die von wesentlicher wirtschaftlicher Bedeu­
tung sind und ohne öffentliche Mittel, auf Grund des ho­
hen finanziellen und technischen Risikos, nicht oder nur 
erheblich verzögert durchgeführt werden können. 

1.2 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu­
wendung besteht nicht, vielmehr entscheidet das Minis­
terium für Wirtschaft nach pflichtgemäßem Ermessen 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2. Gegenstand der Förderung 

Eine Förderung kann für 

- Entwicklungs- und Innovationsvorhaben, 
- Pilot- oder Demonstrationsvorhaben und 
- Schutzrechte 

gewährt werden. 

2.1 Entwicklungs- und Innovationsvorhaben 

Entwicklungs- und Innovationsvorhaben werden von 
Unternehmen allein oder unter Inanspruchnahme von 
Leistungen Dritter in Brandenburg (z. B. Anwendung 
von Forschungs- und Entwicklungsergebnissen bzw. Er­
fahrungen anderer Art) mit dem Ziel der wirtschaft­
lichen Verwertung durchgeführt. 

2.2 Pilot- und Demonstrationsvorhaben 

Pilot- und Demonstrationsvorhaben werden von Unter­
nehmen allein oder unter Inanspruchnahme von Leis­
tungen Dritter in Brandenburg durchgeführt. 

Die Pilot- und Demonstrationsvorhaben umfassen die 
Planung, den Bau, den Betrieb sowie die Erprobung 
technischer Funktionsfähigkeit und wirtschaftlicher Op­
timierung von Anlagen oder Verfahren. 

3. Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind kleine und mittlere Unterneh­
men (KMU) der gewerblichen Wirtschaft im Sinne des 
Umsatzsteuerrechtes (für Schutzrechte auch natürliche 
Personen), die ihren Sitz bzw. ihre Produktionsstätte in 
Brandenburg haben. 

3.1 Vorrangig gefördert werden: 

Projekte insbesondere des produzierenden Gewerbes 
oder der produktionsnahen Dienstleistung vor allem in 
den folgenden Technologiefeldern: 
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- Produktionstechnologie

- Mikrotechnologie

- Biotechnologie

- Managementmethoden

- Werkstofftechnologie

- Software.


3.2	 Kleine und mittlere Unternehmen sind Unternehmen, 
die 

- weniger als 250 Personen beschäftigen, 
- einen Jahresumsatz von höchstens 40 Millionen 

Euro oder eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
27 Millionen Euro haben und 

- die das im folgenden Absatz definierte Unabhän­
gigkeitskriterium erfüllen. 

Als unabhängig gelten Unternehmen, die nicht zu 25 % 
oder mehr des Kapitals oder der Stimmanteile im Besitz 
von einem oder von mehreren Unternehmen gemeinsam 
stehen, welche die Definition der KMU bzw. der kleinen 
Unternehmen nicht erfüllen. Dieser Schwellenwert kann 
überschritten werden: 

- wenn das Unternehmen im Besitz von öffentlichen 
Beteiligungsgesellschaften, Risikokapitalgesell­
schaften oder institutionellen Anlegern steht und 
diese weder einzeln noch gemeinsam eine Kontrolle 
über das Unternehmen ausüben; 

- wenn aufgrund der Kapitalstreuung nicht ermittelt 
werden kann, wer die Anteile hält, und das Unter­
nehmen erklärt, dass es nach bestem Wissen davon 
ausgehen kann, dass es nicht zu 25 % oder mehr sei­
nes Kapitals im Besitz von einem oder mehreren 
Unternehmen gemeinsam steht, die die Definition 
der KMU bzw. der kleinen Unternehmen nicht er­
füllen. 

Zur Berechnung der aufgeführten Schwellenwerte müs­
sen die Zahlen des jeweiligen Unternehmens sowie alle 
Unternehmen, von denen es direkt oder indirekt 25 % 
oder mehr des Kapitals oder der Stimmanteile hält, ad­
diert werden. 

3.3	 Soweit eine Förderung aus Mitteln der Gemeinschafts­
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk­
tur“ in Betracht kommt, gilt: 

Ein Vorhaben kann gefördert werden, wenn es geeignet 
ist, durch Schaffung von zusätzlichen Einkommensquel­
len das Gesamteinkommen in dem jeweiligen Wirt­
schaftsraum unmittelbar und auf Dauer nicht unwesent­
lich zu erhöhen (Primäreffekt gemäß Ziffer 2.1 des jeweils 
gültigen Rahmenplanes der Gemeinschaftsaufgabe „Ver­
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“, Teil II) und 
nicht in folgenden Branchen durchgeführt wird: 

- Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, soweit nicht 
Verarbeitung; 

- Bergbau, Abbau von Sand, Kies, Ton, Steinen und 
vergleichbare Zweige der Urproduktion; 

- Energie- und Wasserversorgung, außer Kraftwerken 
und Wasserversorgungsanlagen, die überwiegend 
dem betrieblichen Eigenbedarf dienen; 

- Baugewerbe;

- Einzelhandel, soweit nicht Versandhandel;

- Transport- und Lagergewerbe;

- Krankenhäuser, Kliniken, Sanatorien oder ähnliche


Einrichtungen. 

Es gilt Ziffer 3 des jeweils gültigen Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“, Teil II. 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 

Vorhaben können nur gefördert werden, wenn sie hin­
reichend konkretisiert sind, ein verwertbares und neues 
oder neuartiges Produkt oder Verfahren zur Marktein­
führung entwickelt wird oder ein Verfahren in den Pro­
duktionsprozess eingeführt werden soll. 

Die Weiterentwicklung von bereits auf dem Markt be­
findlichen Produkten und Verfahren kann gefördert wer­
den, wenn dies zu neuen oder neuartigen Produkten oder 
Verfahren führt. Die Förderung kann auch die Markt­
einführung bzw. Produktionsaufnahme und Schutzrech­
te umfassen. 

Ein Produkt oder ein Verfahren gilt als neu, wenn der re­
levante Markt ein annähernd gleichwertiges Produkt 
oder Verfahren noch nicht anbietet oder ein gleichartiges 
Verfahren noch nicht entwickelt worden ist. Der Neuig­
keitscharakter ist durch geeignete und kommentierte 
Marktrecherchen zu belegen. 

Das Vorhaben muss technologisch durchführbar sein 
und mittelfristig einen wirtschaftlichen Nutzen erwarten 
lassen. 

Das Vorhaben ist in Brandenburg durchzuführen. Der er­
forderliche Aufwand für das Projekt im Verhältnis zu 
den Finanzierungsmöglichkeiten des Unternehmens 
muss so erheblich sein, dass eine Durchführung ohne öf­
fentliche Förderung nicht oder nur erheblich verzögert 
zu erwarten ist. 

Der Antragsteller muss die Gewähr bieten, dass er zur 
Durchführung des Projektes in der Lage ist. 

5.	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

Die Zuwendungen erfolgen als nicht rückzahlbare Zu­
schüsse zur Projektförderung im Wege der Anteilfinan­
zierung. Die Höhe der Zuwendung wird in jedem Ein­
zelfall festgelegt und beträgt 

bis zu 75 % der zuwendungsfähigen Kosten zur För­
derung industrieller Forschung, 
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bis zu 50 % der zuwendungsfähigen Kosten zur Um­ - Kosten für Baumaßnahmen und Grunderwerbskos­
setzung der Erkenntnisse in vorwettbewerblichen ten. 
Entwicklungen. 

Der Zuwendungsempfänger hat für die im Vorhaben be-
Umfasst die FuE-Tätigkeit sowohl industrielle For­ schafften oder hergestellten Gegenstände ihm zustehen­
schung als auch vorwettbewerbliche Entwicklung, so de Investitionszulagen in Anspruch zu nehmen. 
darf die zulässige Beihilfeintensität das gewogene 
Mittel für die in beiden Forschungsarten zulässigen Bei- Die Zuwendung verringert sich anteilig gemäß gelten­
hilfeintensitäten in der Regel nicht überschreiten. Die der Investitionszulage. 
Förderhöchstsumme beträgt 200.000 Euro. 

Nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides und der 6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
Nebenbestimmungen dürfen nur die durch das Vorhaben 
verursachten notwendigen, angemessenen und nachzu- Der Zuwendungsgeber ist berechtigt, über das Vorhaben 
weisenden Selbstkosten abgerechnet werden, die bei folgende Angaben bekannt zu geben: 
wirtschaftlicher Betriebsführung im Bewilligungszeit­
raum entstanden sind. Übersteigen die tatsächlichen - Thema und Zweck des Vorhabens, 
Selbstkosten des Vorhabens den Selbstkostenhöchstbe­ - Zuwendungsempfänger und ausführende Stelle, 
trag, so hat der Zuwendungsempfänger den Mehrbetrag - den für die Durchführung des Vorhabens verant­
selbst zu tragen. wortlichen Projektleiter, 

- Bewilligungszeitraum, 
Die Selbstkosten sind unter Beachtung der zum Zeit­ - Höhe der Zuwendung und Eigenbeteiligung des Zu­
punkt der Erteilung des Zuwendungsbescheides gelten­ wendungsempfängers, 
den Fassung der Leitsätze für die Preisermittlung bei öf­ - Anzahl der erhaltenen bzw. neu eingerichteten Ar­
fentlichen Aufträgen (LSP) zu ermitteln. beitsplätze. 

Folgende vorhabenbezogene Einzelkosten sind zuwen- Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, das Ergeb­
dungsfähig: nis in seinen wesentlichen Teilen innerhalb von zwölf 

Monaten nach Abschluss des Vorhabens auf geeignete 
- Materialkosten, Weise den fachlich interessierten Stellen im Land Bran­
- FuE-Fremdleistungen, denburg zugänglich zu machen bzw. auf Fachkongres­
- Personalkosten, ermittelt als lohnsteuerpflichtige sen vorzustellen oder in angemessener Weise zu veröf-

Bruttolöhne und -gehälter (ohne Umsatz- oder ge­ fentlichen (z. B. Fachzeitschriften). 
winnabhängige sowie andere üblicherweise nicht 
monatlich gezahlte Lohn- und Gehaltsbestandteile): Bei Veröffentlichungen ist der Zuwendungsempfänger 
bei ohne feste Entlohnung tätigen Unternehmen verpflichtet, an deutlich sichtbarer Stelle folgenden Hin­
können Personaleinzelkosten entsprechend dem Ge­ weis aufzunehmen: „Das diesem Bericht zugrunde lie­
halt eines vergleichbaren Mitarbeiters berücksich­ gende Vorhaben wurde mit Mitteln des Ministeriums für 
tigt werden, Wirtschaft des Landes Brandenburg und der EU geför­

- unbedingt erforderliche Reisekosten (ohne Beschaf­ dert. Die Verantwortung für den Inhalt der Veröffentli­
fungsfahrten), chung liegt beim Autor.“ 

- Anschaffungs- bzw. Herstellkosten vorhabenspezi­
fischer Anlagen, Der Zuwendungsgeber erhält von allen Veröffentlichun­

- sonstige unmittelbare Vorhabenkosten (Leistungen gen ein Belegexemplar und ist berechtigt, eine Kurzfas-
Dritter, die nicht FuE-Leistungen sind), Kosten für sung des Vorhabensergebnisses gesondert zu veröffent-
Schutzrechte. lichen. 

Die übrigen durch das Vorhaben verursachten Kosten 
werden pauschal durch einen Zuschlag von 80 % auf die 7. Verfahren 
Personaleinzelkosten abgegolten. 

7.1 Antragsverfahren 
Es dürfen nur produktive Stunden, und zwar nicht mehr 
als 160 Stunden pro Monat, abgerechnet werden. Anträge sind in dreifacher Ausfertigung nach einer Erst­

beratung durch die ZukunftsAgentur Brandenburg 
Nicht zuwendungsfähige Kosten sind insbesondere: GmbH zu richten an: 

- kalkulatorische Zinsen, InvestitionsBank des Landes Brandenburg 
- die Gewerbeertragssteuer, Steinstraße 104 - 106 
- kalkulatorische Kosten für Einzelwagnisse, 14480 Potsdam. 
- Kosten der freien Forschung und Entwicklung, 
- der kalkulatorische Gewinn, Die Antragsunterlagen sind bei den Geschäftsstellen der 
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InvestitionsBank des Landes Brandenburg und der Zu­
kunftsAgentur Brandenburg GmbH zu beziehen. 

7.2	 Bewilligungsverfahren 

Über den Antrag entscheidet die InvestitionsBank des 
Landes Brandenburg (Bewilligungsbehörde) auf der 
Grundlage der eingereichten Unterlagen und der fach­
lichen Stellungnahme der ZukunftsAgentur Branden­
burg GmbH im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Wirtschaft. 

Mit der Maßnahme gemäß den Nummern 2.1 und 2.2 
darf erst nach Zugang des Zuwendungsbescheides be­
gonnen werden. 

Wird eine Zuwendung bewilligt, erhält der Antragsteller 
einen Zuwendungsbescheid mit Nebenbestimmungen. 
Die Nebenbestimmungen regeln verbindlich alle Rech­
te und Pflichten des Zuwendungsempfängers, u. a. hin­
sichtlich der Berichtspflichten, der Zahlungsmodalitä­
ten und der Verwendungsnachweise sowie seiner Prü­
fung. 

7.3	 Zu beachtende Vorschriften 

Die InvestitionsBank des Landes Brandenburg, die 
ZukunftsAgentur Brandenburg GmbH und das Ministe­
rium für Wirtschaft sind berechtigt, den Fortgang der Ar­
beiten zu kontrollieren, alle hierfür notwendigen Unter­
lagen einschließlich Niederschriften über Material und 
Arbeitsaufwand einzusehen und die Einhaltung der Vor­
gaben zu überwachen. 

Im Rahmen der Erfolgskontrolle sind insbesondere die 
Aspekte zukunftsorientierte Arbeitsplatzschaffung und 
-erhaltung, Technologietransfer, Innovationsgrad und 
der Bezug zu den Technologiethemen des Landestech­
nologiekonzeptes zu bewerten. 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 
§§ 23 und 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtli­
nie Abweichungen zugelassen worden sind. 

Über die LHO hinaus sind die Regelungen auf der 
Grundlage bestehender und vorbehaltlich noch zu erlas­
sender Vorschriften der EU für den Strukturzeitraum 
2000 - 2006 zu beachten, insbesondere der Auszah­
lungs- und Abrechnungsverfahren. 

7.4	 Abweichend von den Verwaltungsvorschriften zu § 44 
LHO wird bestimmt: 

a)	 Zuwendungs(teil)beträge dürfen nur unter Vorlage 
von Nachweisen über die im Rahmen des Zuwen­
dungszwecks tatsächlich getätigten Ausgaben ge­
mäß VV Nr. 7 zu § 44 LHO ausgezahlt werden. 

b)	 Ein letzter Teilbetrag von 5 % der Gesamtzuwen­
dung darf darüber hinaus erst gezahlt werden, wenn 
der Zuwendungsempfänger den Verwendungsnach­
weis gemäß Nummer 6 der Allgemeinen Nebenbe­
stimmungen für Zuwendungen zur Projektförde­
rung (ANBest-P) vollständig und in prüffähiger 
Form vorgelegt hat. 

7.5	 Bei den Zuwendungen handelt es sich um Subventionen 
im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches (StGB). Ge­
mäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom 
11. November 1996 (GVBl. I S. 306) gelten für Leistun­
gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des 
§ 264 StGB sind, die §§ 2 bis 6 des Gesetzes gegen miss­
bräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (Bun­
desgesetz) vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034). 

8.	 In-Kraft-Treten 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2002 in 
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2002. 

Richtlinie des Ministeriums für Wirtschaft 
zur Förderung des wirtschaftsbezogenen 

Technologietransfers und technologieorientierter 
Existenzgründungen 

Vom 25. Januar 2002 

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

1.1	 Ein funktionierender Technologietransfer sowie die 
Gründung technologieorientierter Unternehmen sind für 
die wirtschaftliche Entwicklung des Landes Branden­
burg von wesentlicher Bedeutung. Das Land Branden­
burg gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie auf der 
Grundlage des Operationellen Programms (OP) für den 
Zeitraum 2000 - 2006 unter Beachtung der jeweils gel­
tenden einschlägigen Bestimmungen aus den EU-Ver-
ordnungen, insbesondere der VO (EG) Nr. 1260/1999, 
der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) 
und der dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften Zu­
wendungen für spezielle Maßnahmen des Technologie­
transfers und der Initiierung und Begleitung technolo­
gieorientierter Existenzgründungen. 

Unter Technologietransfer wird ein organisierter Know-
how-Austausch zwischen einem Technologiegeber und 
einem Technologienehmer verstanden. Der Technolo­
giegeber kann dabei aus der Wissenschaft oder Wirt­
schaft stammen, der Technologienehmer ist in der Regel 
ein kleines oder mittleres Unternehmen der gewerb­
lichen Wirtschaft. Die Förderung der Initiierung und 
Begleitung technologieorientierter Existenzgründungen 
betrifft dabei die Phasen Vorbereitung, Gründung und 
Festigung technologieorientierter Unternehmen. 
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1.2 Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewährung - Integration in eine landesweite Entwicklungskon­
der Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die zeption. 
Bewilligungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Bei der 4.3 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen zu Nummer 2.1.2 
Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens werden die 
relevanten Festlegungen des Landesinnovationskonzep- Vorhaben können nur bei solchen Vorhabenträgern ge­
tes berücksichtigt. fördert werden, die folgende Voraussetzungen erfüllen: 

- Angebot umfassender Beratungs- und Serviceleis­
2. Gegenstand der Förderung tungen für die Zielgruppe, 

2.1 Gefördert werden können Vorhaben, 
- Integration in ein regionales Netzwerk mit For­

schungs- und Bildungseinrichtungen, Betrieben, 

2.1.1 die den Technologietransfer zwischen Brandenburger 
Wissenschaftseinrichtungen und Brandenburger Unter­
nehmen initiieren und begleiten helfen. Derartige Vor-

Zuwendungsgebern und Finanzinstituten, 
- Bestandteil einer regionalen oder überregionalen 

Entwicklungskonzeption. 

haben sollen darauf abzielen, bei Unternehmen des Lan­
des Brandenburg deren Wettbewerbs- und Innovations­
fähigkeit zu stärken. Es werden insbesondere Verbünde 

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

von Transferstellen gefördert, die vom Zuwendungs- 5.1 Art 
empfänger koordiniert werden; 

2.1.2 die darauf abzielen, technologieorientierten Existenz­
gründern oder technologieorientierten Jungunterneh­
men bei der Gründung geeignete Startbedingungen zu 

Die Zuwendung wird zur Projektförderung als Anteil­
finanzierung in Form des zweckgebundenen Zuschus­
ses gewährt. 

schaffen. Die Startbedingungen können sich dabei auf 
die räumliche Gründungsumgebung wie bei Technolo-

5.2 Umfang und Höhe der Zuwendung 

giezentren oder auf die Schaffung inhaltlicher  
dungsvoraussetzungen beziehen. 

Grün-
Die Höhe der Zuwendung wird in jedem Einzelfall fest­
gelegt und beträgt bis zu 75 % der zuwendungsfähigen 
Ausgaben. Darüber hinaus kann ausnahmsweise in aus­

3. Zuwendungsempfänger gewählten Modellprojekten von besonderem Landesin­
teresse eine höhere Förderquote in Betracht kommen. 

Zuwendungsempfänger können nicht auf Gewinn aus­
gerichtete Einrichtungen, vorrangig Technologiezentren Zuwendungsfähig sind: 

und Technologieberatungsstellen im Land Brandenburg 
sein, deren wesentliche Aufgabe darin besteht, den Tech­
nologietransfer in die Wirtschaft zu unterstützen und/ 
oder technologieorientierte Existenzgründungen anzu­
regen und zu begleiten. 

- Personalausgaben des Antragstellers (maximal 
90.000 Euro), ermittelt als lohnsteuerpflichtige 
Bruttogehälter (ohne umsatz- oder gewinnabhängi­
ge sowie andere üblicherweise nicht monatlich 
gezahlte Lohn- und Gehaltsbestandteile) zuzüglich 
30 % Personalnebenkosten, 

4. Zuwendungsvoraussetzungen - spezifische Qualifizierungsmaßnahmen für die 
technologieorientierten Existenzgründer bzw. der 

4.1 Zuwendungsvoraussetzungen am Technologietransfer Beteiligten, 
- Sachausgaben, 

Eignung des Vorhabenträgers in dem relevanten Be­ - vertraglich vereinbarte Entgelte an Dritte, die dem 
reich, die durch Erfahrungen in der Vergangenheit nach- Zuwendungszweck dienen, 
gewiesen werden muss, insbesondere Aspekte der Er­ - bis 15.000 Euro für investive Maßnahmen. 
haltung und Schaffung zukunftsorientierter Arbeitsplät­
ze, des Technologietransfers, der Stärkung der Innova- Die Höhe der Zuwendung darf p. a. 100.000 Euro nicht 
tionsfähigkeit in Brandenburger Unternehmen. überschreiten; im Falle von Technologiezentren p. a. 

150.000 Euro. Bei Transferstellenverbünden gilt die 
4.2 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen zu Nummer 2.1.1 Förderhöchstgrenze für jede beteiligte Transferstelle. 

Vorhaben, die den Technologietransfer zwischen Bran­
denburger Wissenschaftseinrichtungen und Branden­ 6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
burger Unternehmen initiieren und begleiten, zeichnen 
sich durch folgende Eigenschaften aus: 6.1 Nicht gefördert werden Vorhaben, 

- fachlich umfassende Beratungsangebote für techno­ - die öffentlichen Interessen entgegenstehen, 
logieorientierte Unternehmen, - die vollständig im Auftrag eines Dritten durchge­
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führt werden oder die ganz von einem Dritten be­
zahlt werden, 

- bei denen vor Bewilligung der Zuwendung begon­
nen wurde (Erteilung von Liefer- und Leistungsver­
trägen gilt als Beginn). 

6.2	 Ein Antrag auf vorzeitigen förderunschädlichen Maß­
nahmebeginn kann bei der Bewilligungsbehörde gestellt 
werden. 

6.3	 Innerhalb von sechs Monaten nach Bescheiderteilung ist 
mit der geförderten Maßnahme zu beginnen und dies der 
Bewilligungsbehörde anzuzeigen. 

6.4	 Bei den Zuwendungen handelt es sich um Subventionen 
im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches (StGB). Ge­
mäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom 
11. November 1996 (GVBl. I S. 306) gelten für Leistun­
gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des 
§ 264 StGB sind, die §§ 2 bis 6 des Gesetzes gegen miss­
bräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen vom 
29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034).

In den Antragsformblättern sind die entscheidenden 
subventionsrechtlichen Tatsachen im Sinne des § 264 
StGB zu benennen. 

7.	 Verfahren 

7.1	 Antragsverfahren 

Die Förderung wird auf schriftlichen und formge­
bundenen Antrag gewährt. Anträge sind in dreifacher 
Ausfertigung nach einer Erstberatung durch die 
ZukunftsAgentur Brandenburg GmbH (ZAB) zu rich­
ten an: 

InvestitionsBank des Landes Brandenburg 
Steinstraße 104 - 106 
14480 Potsdam. 

Die Antragsunterlagen sind bei den Geschäftsstellen der 
InvestitionsBank des Landes Brandenburg und der 
ZukunftsAgentur Brandenburg GmbH zu erhalten. 

7.2	 Bewilligungsverfahren 

Über den Antrag entscheidet die InvestitionsBank des 
Landes Brandenburg (Bewilligungsbehörde) auf der 
Grundlage der eingereichten Unterlagen und der fach­
lichen Stellungnahme der ZukunftsAgentur Branden­
burg GmbH. 

7.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

Zuwendungen werden frühestens ausgezahlt, wenn der 
Zuwendungsbescheid bestandskräftig ist und ein Mittel­
abruf eingereicht wurde. 

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren 

Das Ministerium für Wirtschaft, die InvestitionsBank 
des Landes Brandenburg und die ZukunftsAgentur 
Brandenburg GmbH sind berechtigt, den Fortgang der 
Arbeiten zu beobachten, alle hierfür notwendigen 
Unterlagen einzusehen und die Einhaltung der Vorgaben 
zu überwachen. 

Im Rahmen der Erfolgskontrolle sind insbesondere die 
Aspekte zukunftsorientierte Arbeitsplatzschaffung und 
-erhaltung, Technologietransfer, Innovationsgrad und 
der Bezug zu den Technologiethemen des Landesinno­
vationskonzeptes zu bewerten. 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 
§§ 23 und 44 LHO, soweit nicht in diesen Förderrichtli­
nien Abweichungen zugelassen worden sind. 

Über die LHO hinaus sind die Regelungen auf der 
Grundlage bestehender und vorbehaltlich noch zu erlas­
sender Vorschriften der EU für den Strukturzeitraum 
2000 - 2006 zu beachten, insbesondere der Auszah­
lungs- und Abrechnungsverfahren. 

Abweichend von den Verwaltungsvorschriften zu § 44 
LHO wird bestimmt: 

a)	 Zuwendungs(teil)beträge dürfen nur unter Vorlage 
von Nachweisen über die im Rahmen des Zuwen­
dungszwecks tatsächlich getätigten Ausgaben ge­
mäß VV Nr. 7 zu § 44 LHO ausgezahlt werden. 

b)	 Ein letzter Teilbetrag von 5 % der Gesamtzuwen­
dung darf darüber hinaus erst gezahlt werden, wenn 
der Zuwendungsempfänger den Verwendungsnach­
weis gemäß Nummer 6 der Allgemeinen Nebenbe­
stimmungen für Zuwendungen zur Projektförde­
rung (ANBest-P) vollständig und in prüffähiger 
Form vorgelegt hat. 

8.	 In-Kraft-Treten 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2002 in 
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2002. 
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Richtlinie des Ministeriums für Wirtschaft 
des Landes Brandenburg zum Förderprogramm 

„Zuschüsse zur Förderung der Informations- und 
Kommunikationstechnologien“ (IuK) 

Vom 25. Januar 2002 

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe dieser 
Richtlinie auf der Grundlage des Operationellen Pro­
gramms (OP) für den Zeitraum 2000 - 2006 unter Be­
achtung der jeweils geltenden einschlägigen Bestim­
mungen aus den EU-Verordnungen, insbesondere der 
VO (EG) Nr. 1260/1999, der §§ 23 und 44 der Landes­
haushaltsordnung (LHO) und der dazu ergangenen Ver­
waltungsvorschriften sowie des jeweils gültigen Rah­
menplanes der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) Zuwendungen 
an kleine und mittlere Unternehmen (KMU) für Vorha­
ben zur Entwicklung, Einführung und Anwendung mo­
derner IuK-Technologien im Land Brandenburg, wenn 
sie von wesentlicher wirtschaftlicher Bedeutung für das 
Land sind und wegen des hohen finanziellen und tech­
nischen Risikos ohne öffentliche Mittel nicht oder nur 
erheblich verzögert realisiert werden könnten. 

Ziel ist die Erhöhung der Innovationsfähigkeit sowie die 
Verbesserung der Marktchancen der Brandenburger 
KMU. 

1.2	 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendung be­
steht nicht, vielmehr entscheidet das Ministerium für 
Wirtschaft nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2.	 Gegenstand der Förderung 

Eine Förderung kann für 

- Entwicklungs- und Innovationsvorhaben 
- Pilot- oder Demonstrationsvorhaben 

im Bereich der Informations- und Kommunikations­
technologien gewährt werden. 

2.1	 Entwicklungs- und Innovationsvorhaben 

Entwicklungs- und Innovationsvorhaben werden von 
Unternehmen in Brandenburg allein oder unter Inan­
spruchnahme von Leistungen Dritter (z. B. Anwendung 
von Forschungs- und Entwicklungsergebnissen bzw. Er­
fahrungen anderer Art) mit dem Ziel der wirtschaft­
lichen Verwertung durchgeführt. 

2.2	 Pilot- und Demonstrationsvorhaben 

Pilot- und Demonstrationsvorhaben werden von Unter­
nehmen in Brandenburg allein oder unter Inanspruch­
nahme von Leistungen Dritter durchgeführt. 

Die Pilot- und Demonstrationsvorhaben umfassen die 
Planung, den Bau, den Betrieb sowie die Erprobung der 
Funktionsfähigkeit und wirtschaftliche Optimierung 
von neuartigen IuK-Technologien. 

2.3	 Vorrangig gefördert werden: 

Projekte insbesondere des produzierenden Gewerbes 
oder der produktionsnahen Dienstleistung zur Entwick­
lung und Anwendung moderner innovativer IuK-Techno-
logien in der Wirtschaft, vor allem Projekte zur Einfüh­
rung und Weiterentwicklung folgender Technologien: 

- wissensbasierte Informationssysteme für Wirtschaft 
und Tourismus 

- Telematikanwendungen (z. B. Telekooperation) 
- Anwendungen in innovativen Netzen 
- Multimedia-Technologien 
- innovative Medientechnologien (u. a. neuartige Me­

thoden der Bildverarbeitung)

- Datenschutz und Datensicherheit.


Entwicklungsvorhaben aus dem Softwarebereich kön­
nen auch gefördert werden, wenn das Ergebnis in tech­
nischen Prozessen zum Einsatz gelangt oder wenn es ei­
ner rechnergestützten Programmerstellung bzw. System­
entwicklung dient. 

2.4	 Nicht gefördert werden: 

- alleiniger Kauf von Standardsoftware 
- routinemäßige Datenbanken unter MS DOS, 

WINDOWS, UNIX usw. 

3.	 Zuwendungsempfänger 

3.1	 Antragsberechtigt sind KMU der gewerblichen Wirt­
schaft im Sinne des Gewerbesteuergesetzes, die ihren 
Sitz oder eine Produktionsstätte in Brandenburg haben. 

3.2	 Soweit eine Förderung aus Mitteln der Gemeinschafts­
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk­
tur“ (GA) in Betracht kommt, gilt: 

Ein Vorhaben kann gefördert werden, wenn es geeignet 
ist, durch Schaffung von zusätzlichen Einkommensquel­
len das Gesamteinkommen in dem jeweiligen Wirt­
schaftsraum unmittelbar und auf Dauer nicht unwesent­
lich zu erhöhen (Primäreffekt gemäß Ziffer 2.1 des jeweils 
gültigen Rahmenplanes der Gemeinschaftsaufgabe „Ver­
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“, Teil II) 
und nicht in folgenden Branchen durchgeführt wird: 

- Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, soweit nicht 
Verarbeitung, 

- Bergbau, Abbau von Sand, Kies, Ton, Steinen und 
vergleichbare Zweige der Urproduktion, 

- Energie- und Wasserversorgung, außer Kraftwerken 
und Wasserversorgungsanlagen, die überwiegend 
dem betrieblichen Eigenbedarf dienen, 

- Baugewerbe, 
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- Einzelhandel, soweit nicht Versandhandel,

- Transport- und Lagergewerbe,

- Krankenhäuser, Kliniken, Sanatorien oder ähnliche


Einrichtungen. 

Es gilt Ziffer 3 des jeweils gültigen Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“, Teil II. 

3.3	 Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sind Unter­
nehmen, die 

- weniger als 250 Personen beschäftigen, 
- einen Jahresumsatz von höchstens 40 Millionen Eu­

ro oder eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
27 Millionen Euro haben und 

- die das im folgenden Absatz definierte Unabhän­
gigkeitskriterium erfüllen. 

Als unabhängig gelten Unternehmen, die nicht zu 25 % 
oder mehr des Kapitals oder der Stimmanteile im Besitz 
von einem oder von mehreren Unternehmen gemeinsam 
stehen, welche die Definition der KMU bzw. der kleinen 
Unternehmen nicht erfüllen. Dieser Schwellenwert kann 
in zwei Fällen überschritten werden: 

- wenn das Unternehmen im Besitz von öffentlichen 
Beteiligungsgesellschaften, Risikogesellschaften 
oder institutionellen Anlegern steht und diese weder 
einzeln noch gemeinsam Kontrolle über das Unter­
nehmen ausüben; 

- wenn auf Grund der Kapitalstreuung nicht ermittelt 
werden kann, wer die Anteile hält, und das Unter­
nehmen erklärt, dass es nach bestem Wissen davon 
ausgehen kann, dass es nicht zu 25 % oder mehr sei­
nes Kapitals im Besitz von einem oder von mehre­
ren Unternehmen gemeinsam steht, die die Defini­
tion der KMU bzw. der kleinen Unternehmen nicht 
erfüllen. 

Zur Berechnung der aufgeführten Schwellenwerte müs­
sen die Zahlen des jeweiligen Unternehmens sowie alle 
Unternehmen, von denen es direkt oder indirekt 25 % 
oder mehr des Kapitals oder der Stimmanteile hält, ad­
diert werden. 

3.4	 Unternehmen, die keine Betriebsstätte im Land Bran­
denburg haben, können in Verbundvorhaben mitarbei­
ten. Allerdings erhalten sie keine direkte Förderung aus 
diesem Programm. 

Vorrangig gefördert werden Verbundprojekte mit Berli­
ner Unternehmen oder Forschungseinrichtungen. 

Bei diesen Projekten erfolgt die Förderung der Partner 
durch das jeweilige Sitzland. 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 

Vorhaben können nur gefördert werden, wenn sie hin­

reichend konkretisiert sind, ein verwertbares und neues 
oder neuartiges Produkt/Technologie zur Markteinfüh­
rung entwickelt wird oder eine Technologie in den Pro­
duktionsprozess eingeführt werden soll. 

Die Weiterentwicklung von bereits auf dem Markt be­
findlichen Produkten/Technologien kann gefördert 
werden, wenn dies zu neuen oder neuartigen Produkten/ 
Technologien führt. Die Förderung kann auch die 
Markteinführung einer neuen Technologie einschlie­
ßen. 

Ein Produkt oder eine Technologie gilt als neu, wenn der 
relevante Markt ein annähernd gleichwertiges Pro-
dukt/Technologie noch nicht anbietet oder eine gleich­
artige Technologie noch nicht entwickelt worden ist. Der 
Neuigkeitscharakter ist durch geeignete und kommen­
tierte Marktrecherchen zu belegen. 

Das Vorhaben muss technologisch durchführbar sein 
und mittelfristig einen wirtschaftlichen Nutzen erwarten 
lassen. 

Der Antragsteller muss nachvollziehbar darstellen, dass 
er zur Durchführung des Projektes in der Lage ist. 

5.	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

Die Förderung erfolgt als Projektförderung durch Ge­
währung einer Zuwendung für einen im Zuwendungs­
bescheid festgelegten Bewilligungszeitraum. Die Zu­
wendungen erfolgen als nicht rückzahlbare Zuschüsse 
im Weg der Anteilfinanzierung. Die Höhe der Zuwen­
dung wird in jedem Einzelfall festgelegt und beträgt für 
ein Pilot- und Demonstrationsvorhaben bis zu 75 % der 
zuwendungsfähigen Kosten und höchstens 200.000 Eu­
ro. Die Laufzeit eines Vorhabens sollte zwei Jahre nicht 
überschreiten. 

Bei Abweichungen von dieser Fördersumme ist nur die 
Förderung von strukturrelevanten Projekten (Ziel-1-Ge-
biet) auf der Grundlage einer Einzelfallentscheidung 
durch den Minister für Wirtschaft des Landes Branden­
burg möglich, die bei der Europäischen Kommission zu 
notifizieren und von dieser zu genehmigen ist. 

Nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides und der 
Nebenbestimmungen dürfen nur die durch das Vorhaben 
verursachten, notwendigen, angemessenen und nachzu­
weisenden Selbstkosten abgerechnet werden, die bei 
wirtschaftlicher Betriebsführung im Bewilligungszeit­
raum entstanden sind. Übersteigen die tatsächlichen 
Selbstkosten des Vorhabens den Selbstkostenhöchstbe­
trag, so hat der Zuwendungsempfänger den Mehrbetrag 
selbst zu tragen. 

Die Selbstkosten sind unter Beachtung der zum Zeit­
punkt der Erteilung des Zuwendungsbescheides gelten­
den Fassung der Leitsätze für die Preisermittlung bei öf­
fentlichen Aufträgen (LSP) zu ermitteln. 
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Folgende vorhabenbezogene Einzelkosten (ohne Um­
satzsteuer) sind zuwendungsfähig: 

- Materialkosten, 
- Forschungs- und Entwicklungsfremdleistungen 

(F+E-Fremdleistungen), 
- Personalkosten, ermittelt als lohnsteuerpflichtige 

Bruttolöhne und -gehälter (ohne Umsatz- oder ge­
winnabhängige sowie andere üblicherweise nicht 
monatlich gezahlte Lohn- und Gehaltsbestandteile); 
bei ohne feste Entlohnung tätigen Unternehmen 
können Personaleinzelkosten entsprechend dem Ge­
halt eines vergleichbaren Mitarbeiters berücksich­
tigt werden, 

- unbedingt erforderliche Reisekosten (ohne Beschaf­
fungsfahrten), 

- Anschaffungs- bzw. Herstellkosten vorhabenspezi­
fischer Anlagen, 

- sonstige unmittelbare Vorhabenskosten (z. B. Leis­
tungen Dritter, die nicht F+E-Leistungen sind). 

Die übrigen durch das Vorhaben verursachten Kosten

werden pauschal durch einen Zuschlag von 80 % auf die

Personaleinzelkosten abgegolten.


Es dürfen nur vorhabenbezogene produktive Stunden,

und zwar nicht mehr als arbeitsvertraglich festgelegte

Stunden pro Monat, angerechnet werden.


Nicht zuwendungsfähige Kosten sind insbesondere:


- kalkulatorische Zinsen,

- die Gewerbeertragssteuer,

- kalkulatorische Kosten für Einzelwagnisse,

- Kosten der freien Forschung und Entwicklung,

- der kalkulatorische Gewinn,

- Kosten für Baumaßnahmen und Grunderwerbskos­


ten. 

Der Zuwendungsempfänger hat für die im Vorhaben be­
schafften oder hergestellten Gegenstände ihm zustehende 
Investitionszulagen in Anspruch zu nehmen. Die Zuwen­
dung verringert sich anteilig gemäß geltender Investi­
tionszulage. 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Der Zuwendungsgeber ist berechtigt, über das Vorhaben 
folgende Angaben bekannt zu geben: 

- Thema und Zweck des Vorhabens, 
- Zuwendungsempfänger und ausführende Stelle, 
- den für die Durchführung des Vorhabens verant­

wortlichen Projektleiter, 
- Bewilligungszeitraum, 
- Höhe der Zuwendung und Eigenbeteiligung des Zu­

wendungsempfängers, 
- Anzahl der erhaltenen bzw. neu eingerichteten Ar­

beitsplätze. 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, das Ergeb­
nis in seinen wesentlichen Teilen innerhalb von zwölf 
Monaten nach Abschluss des Vorhabens auf geeignete 
Weise den fachlich interessierten Stellen im Land Bran­
denburg zugänglich zu machen bzw. auf Fachkongres­
sen vorzustellen oder in angemessener Weise zu veröf­
fentlichen (z. B. Fachzeitschriften). 

Bei Veröffentlichungen und Berichten ist der Zuwen­
dungsempfänger und gegebenenfalls seine Unterauf­
tragnehmer verpflichtet, an deutlich sichtbarer Stelle 
folgenden Hinweis aufzunehmen: „Das Projekt wurde 
mit Mitteln des Ministeriums für Wirtschaft des Lan­
des Brandenburg und der EU gefördert. Die Verant­
wortung für den Inhalt der Veröffentlichung liegt beim 
Autor.“ 

Der Zuwendungsgeber erhält von allen Veröffentlichun­
gen ein Belegexemplar und ist berechtigt, eine Kurzfas­
sung des Vorhabensergebnisses gesondert zu veröffent­
lichen. 

7. Verfahren 

7.1 Antragsverfahren 

Die Anträge sind formgebunden. Sie sind in dreifa­
cher Ausfertigung nach einer Erstberatung durch die 
ZukunftsAgentur Brandenburg GmbH (ZAB) zu richten 
an: 

InvestitionsBank des Landes Brandenburg 
Steinstraße 104 - 106 
14480 Potsdam. 

Die Antragsunterlagen sind bei den Geschäftsstellen 
der InvestitionsBank des Landes Brandenburg und der 
ZukunftsAgentur Brandenburg GmbH zu beziehen. 

7.2 Bewilligungsverfahren 

Über den Antrag entscheidet die InvestitionsBank des 
Landes Brandenburg (Bewilligungsbehörde) auf der 
Grundlage der eingereichten Unterlagen und der fach­
lichen Stellungnahme der ZukunftsAgentur Branden­
burg GmbH im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Wirtschaft. 

Mit der Maßnahme gemäß den Nummern 2.1 bis 2.3 
darf erst nach Zugang des Zuwendungsbescheides be­
gonnen werden. 

Wird eine Zuwendung bewilligt, erhält der Antragsteller 
einen Zuwendungsbescheid mit Nebenbestimmungen. 
Die Nebenbestimmungen regeln verbindlich die Rechte 
und Pflichten des Zuwendungsempfängers, u. a. hin­
sichtlich der Berichtspflichten, der Zahlungsmodalitä­
ten und der Verwendungsnachweise sowie seiner Prü­
fung. 
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7.3	 Zu beachtende Vorschriften 

Die InvestitionsBank des Landes Brandenburg, die 
ZukunftsAgentur Brandenburg GmbH und das Ministe­
rium für Wirtschaft sind berechtigt, den Fortgang der Ar­
beiten zu kontrollieren, alle hierfür notwendigen Unter­
lagen einschließlich Niederschriften über Material und 
Arbeitsaufwand einzusehen und die Einhaltung der Vor­
gaben zu überwachen. 

Zur Gewährleistung einer Erfolgskontrolle sind sowohl 
bei der Antragstellung (Darstellung der Erfolgsaussich­
ten) als auch im Abschlussbericht insbesondere die As­
pekte zukunftsorientierte Arbeitsplatzbeschaffung und 
-erhaltung, Technologietransfer, Marktrelevanz und der 
Innovationsgrad zu bewerten. 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 
§§ 23 und 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtli­
nie Abweichungen zugelassen worden sind. 

Über die LHO hinaus sind die Regelungen auf der 
Grundlage bestehender und vorbehaltlich noch zu erlas­
sender Vorschriften der EU für den Strukturzeitraum 
2000 - 2006 zu beachten, insbesondere der Auszah­
lungs- und Abrechnungsverfahren. 

7.4	 Abweichend von den Verwaltungsvorschriften zu § 44 
LHO wird bestimmt: 

a)	 Zuwendungs(teil)beträge dürfen nur unter Vorlage 
von Nachweisen über die im Rahmen des Zuwen­
dungszwecks tatsächlich getätigten Ausgaben ge­
mäß VV Nr. 7 zu § 44 LHO  ausgezahlt werden. 

b)	 Ein letzter Teilbetrag von 5 % der Gesamtzuwen­
dung darf darüber hinaus erst gezahlt werden, wenn 
der Zuwendungsempfänger den Verwendungsnach­
weis gemäß Nummer 6 der Allgemeinen Nebenbe­
stimmungen für Zuwendungen zur Projektförde­
rung (ANBest-P) vollständig und in prüffähiger 
Form vorgelegt hat. 

7.5	 Bei den Zuwendungen handelt es sich um Subventionen 
im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches (StGB). Ge­
mäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom 
11. November 1996 (GVBl. I S. 306) gelten für Leistun­
gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des 
§ 264 StGB sind, die §§ 2 bis 6 des Gesetzes gegen miss­
bräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (Bun­
desgesetz) vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034). 

8.	 In-Kraft-Treten 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2002 in 
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2002. 

Verwaltungsvorschrift zur Verordnung 
über die Gebühren in bauordnungsrechtlichen 

Angelegenheiten 

Bekanntmachung des Ministeriums für 
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr 

Vom 17. Januar 2002  

1. Allgemeines, Begriffe 

Kosten, die aufgrund der Verordnung über die Gebühren in bau­
ordnungsrechtlichen Angelegenheiten (Baugebührenordnung -
BauGebO) vom 16. Januar 2002 (GVBl. II S. 114) erhoben wer­
den, sind die Gegenleistung des Kostenschuldners für Amts­
handlungen einer Behörde. Sie unterteilen sich in Gebühren und 
Auslagen. 

Die BauGebO unterscheidet entsprechend § 4 des Gebührenge­
setzes für das Land Brandenburg (GebG Bbg) folgende Gebüh­
renbemessungsarten: 

-	 Gebühr nach festen Sätzen 
(Festgebühr) z. B. Tarifstelle 7.1 

- Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes 
(Wertgebühr) z. B. Tarifstelle 1.1.1 

- Gebühr nach der Dauer der Amtshandlung 
(Zeitgebühr) z. B. Tarifstelle 2.7 

- Gebühr nach Rahmensätzen 
(Rahmengebühr) z. B. Tarifstelle 1.4.1 

Festgebühr	 ist der festgesetzte Betrag für eine Amtshand­
lung 
z. B. Tarifstelle 7.1 = 1.000 Euro für die Aner­
kennung als Prüfingenieur 

Wertgebühr	 bei dieser Art der Gebührenberechnung tritt 
der (fiktive) Wert des Gegenstandes in den 
Vordergrund und bestimmt als Faktor der 
Gebührenermittlung entscheidend die Höhe 
der Gebühr 
z. B. Tarifstelle 1.1.1 = 12 Promille der Roh­
bausumme 

Zeitgebühr	 ist das Produkt aus der Vervielfältigung des 
Zeitaufwandes mit dem festgesetzten Stun­
densatz 

Rahmengebühr ist eine Gebühr, deren Höhe entscheidend 
durch die Gebührenbemessung nach § 9 
GebG Bbg und durch die Ermessensausübung 
der Behörde geprägt wird. 

Bei der Rahmengebühr wird unterschieden 
zwischen dem 

- „kleinen Rahmen“, z. B. 50 Euro bis 
200 Euro und dem 

- „großen Rahmen“, z. B. 100 Euro bis 
10.000 Euro. 



§ 15 
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Der „kleine Rahmen“ stellt in erster Linie auf 
den Arbeitsaufwand der Behörde ab, während 
der „große Rahmen“ die Bedeutung und den 
wirtschaftlichen Wert oder sonstigen Nutzen 
der Amtshandlung für den Kostenschuldner in 
den Vordergrund des Gebührenansatzes stellt. 

Neben den vorgenannten Gebührenarten verwendet die 
BauGebO die Begriffe „Mindestgebühr“ und „Höchstgebühr“. 
Hierbei handelt es sich nicht um Gebührenbemessungsarten 
nach dem GebG Bbg. 

Mindestgebühr ist die unterste Grenze einer Gebühr und immer 
dann zu erheben, wenn die ermittelte Gebühr 
unter der Mindestgebühr liegen würde. Sie darf 
auch bei Berücksichtigung von Ermäßigungen 
und Anrechnungen nach der BauGebO nicht 
unterschritten werden. Ermäßigungen und Er­
hebungsverzicht nach § 15 Abs. 2 GebG Bbg 
finden jedoch auch bei der Mindestgebühr An­
wendung. 

Höchstgebühr	 ist die Kappungsgrenze für darüber liegende 
Gebühren. 

Auslagen	 sind die im Zusammenhang mit der Amts­
handlung stehenden notwendigen Aufwendun­
gen der Behörde. Sie sind, sofern sie noch 
nicht in die Gebühr einbezogen sind, vom Ge­
bührenschuldner zu ersetzen (§ 10 Abs. 1 
GebG Bbg). 

Die Bestimmungen des GebG Bbg, insbesondere 

- § 14 Abs. 2 Satz 2 Abrundung, 
- § 16 Ermäßigung und Befreiung, 
- § 15 Abs. 2 Antragsrücknahme, Ablehnung, 
- Abs. 3 Widerspruch durch den Betroffenen, 
- § 16 Vorschusszahlung und Sicherheits­

leistung, 

sind bei der Kostenentscheidung zu beachten. 

Nach § 14 GebG Bbg soll die Entscheidung über die Kosten, so­
weit möglich, zusammen mit der Sachentscheidung ergehen. 
Zusammen bedeutet hier nicht temporal im Sinne von gleichzei­
tig, sondern zusammen als Ganzes und somit Sachentscheidung 
und Gebührenentscheidung in einem Bescheid. 

Die Kostenentscheidung ist daher grundsätzlich in den Bescheid 
der Sachentscheidung aufzunehmen. Ausnahmen sind nur ge­
rechtfertigt, wenn die Kostenrechnung aus sachlichen Gründen 
noch nicht erstellt werden kann, die Sachentscheidung aber be­
reits ergehen soll. Nur in diesen Fällen ergeht ein separater Kos­
tenbescheid zu einem späteren Zeitpunkt. 

2. Erläuterungen zur BauGebO 

Zu § 1 Abs. 1 

Neben den hier genannten Behörden erheben auch die Prüfinge­

nieure für Baustatik (Prüfingenieure) für ihre Amtshandlungen 
Gebühren und Auslagen. 

Nach § 12 Abs. 1 der Bautechnischen Prüfungsverordnung wird 
die Prüfung der bautechnischen Nachweise von den Prüfingeni­
euren als hoheitliche Aufgabe und somit als Behörde im Sinne 
von § 1 Abs. 3 GebG Bbg wahrgenommen. 

Die Prüfingenieure sind daher Kostengläubiger im Sinne von 
§ 12 GebG Bbg. 

Kostenschuldner der Prüfingenieure im Sinne von § 13 Abs. 1 
Nr. 1 GebG Bbg ist, wer die Amtshandlung veranlasst oder zu 
wessen Gunsten sie vorgenommen wird. Die Prüfung der bau­
technischen Nachweise erfolgt stets zu Gunsten des Bauherrn, 
der somit auch zur Zahlung der Kosten verpflichtet ist. 

Die durch die Prüfingenieure erstellten Kostenbescheide müs­
sen den Anforderungen des § 14 GebG Bbg entsprechen und ei­
ne Rechtsbehelfsbelehrung enthalten. Dies gilt auch für Kosten­
bescheide der Prüfingenieure, die in deren Namen durch Dritte 
erstellt werden. 

Gegen Kostenentscheidungen der Prüfingenieure ist gemäß § 40 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) der Verwaltungs­
rechtsweg gegeben. 

Widerspruchsbehörde ist nach § 73 Abs. 1 Nr. 1 VwGO das beim 
Landesamt für Bauen, Verkehr und Straßenwesen eingerichtete 
Bautechnische Prüfamt als nächsthöhere Behörde. 

Für vollstreckbare Geldforderungen der Prüfingenieure findet 
das Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Brandenburg 
(VwVGBbg) Anwendung. 

Zu § 1 Abs. 2 

Die Ämter und amtsfreien Gemeinden erheben für ihre Amts­
handlungen nach § 65 Abs. 2 der Brandenburgischen Bauord­
nung (BbgBO) Gebühren nach der Tarifstelle 12 des Gebüh­
renverzeichnisses und gegebenenfalls Auslagen nach § 10 
GebG Bbg. Andere Tarifstellen des Gebührenverzeichnisses ste­
hen den Ämtern und amtsfreien Gemeinden nicht zur Ver­
fügung. Kommunale Gebührensatzungen sind für Amtshand­
lungen nach § 65 Abs. 2 BbgBO, die als Pflichtaufgaben zur Er­
füllung nach Weisung übertragen wurden, nicht anwendbar. 

Zu § 2 Abs. 1 

Nach § 15 Abs. 2 GebG Bbg ermäßigt sich die vorgesehene Ge­
bühr um ein Viertel, wenn (u. a.) ein Antrag aus anderen Gründen 
als wegen Unzuständigkeit abgelehnt wird; sie kann bis zu einem 
Viertel der vorgesehenen Gebühr ermäßigt oder es kann von ihrer 
Erhebung abgesehen werden, wenn es der Billigkeit entspricht. 

Nach dem Wortlaut und der Intention des § 15 Abs. 2 GebG Bbg 
ist die Ablehnung eines Antrages aus anderen Gründen als 
wegen Unzuständigkeit Voraussetzung für die Anwendung die­
ser Vorschrift. § 15 Abs. 2 GebG Bbg findet daher Anwendung, 
wenn ein Antrag auf Genehmigung, Erlaubnis, Zulassung, Ab­
weichung oder Bewilligung abgelehnt wird. 
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Anders verhält es sich jedoch beim Antrag auf Erteilung eines 
Vorbescheids nach § 76 BbgBO. Hier wird abweichend von den 
vorgenannten Fällen ein schriftlicher Bescheid (Vorbescheid) 
zur Beantwortung einzelner Fragen zu einem Bauvorhaben be­
antragt. Wenn der Vorbescheid erteilt wird, liegt auch bei ganz 
oder teilweise negativ beantworteten (inhaltlichen) Fragen keine 
Ablehnung des Antrages im Sinne von § 15 Abs. 2 GebG Bbg 
vor, so dass diese Vorschrift keine Anwendung finden kann. § 15 
Abs. 2 GebG Bbg findet jedoch Anwendung, wenn der Antrag 
auf Vorbescheid als Ganzes abgelehnt wird, z. B. weil die einge­
reichten Fragen zum Bauvorhaben einer selbstständigen Beur­
teilung nicht zugänglich sind oder ein Sachentscheidungsinte­
resse nicht vorliegt. 

Nach der Rechtsprechung ist die Herabsetzung einer Gebühr, 
ausgehend von der Gebühr für eine positive Sachentscheidung 
(im Sinne des § 15 Abs. 2 GebG Bbg „vorgesehene Gebühr“), in 
einem „Drei-Stufen-Verhältnis“ geregelt. Dabei ist auf der ers­
ten Stufe die Verminderung um ein Viertel der vorgesehenen Ge­
bühr zwingend. Auf der zweiten Stufe liegt die Reduzierung im 
Bereich zwischen drei Viertel und einem Viertel der vorgesehe­
nen Gebühr im pflichtgemäßen Ermessen der Behörde, und auf 
der dritten Stufe findet schließlich die Prüfung statt, ob aus 
Billigkeitsgründen nicht (auch) ganz auf die Gebühr verzichtet 
werden kann. 

Das bedeutet, dass für die Erhebung einer Gebühr für eine ableh­
nende Sachentscheidung immer alle drei Stufen geprüft werden 
müssen, da sonst die Gebührenentscheidung an einem Ermes­
sensfehler leidet, weil von dem eingeräumten Ermessen kein 
Gebrauch gemacht wurde (so genannter Ermessensausfall). 

Die Behörde ist darüber hinaus verpflichtet, die Berechnung der 
Gebühr nach § 14 Abs. 1 Nr. 6 GebG Bbg inVerbindung mit § 39 
Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Bran­
denburg auszuweisen und kurz zu begründen. 

Dazu folgende Hinweise zur Ausübung des Ermessens auf den 
drei Stufen: 

Die nach § 15 Abs. 2 GebG Bbg vorgesehene Gebühr ist die für 
eine positive Sachentscheidung nach dem Gebührenverzeichnis 
zu ermittelnde Gebühr. 

Erste Stufe: 

Die vorgesehene Gebühr ist zwingend um ein Viertel zu ermäßi­
gen. 

Zweite Stufe: 

Die zweite Stufe sieht die Möglichkeit der weiteren Ermäßigung 
der vorgesehenen Gebühr bis zu einem Viertel vor. 

Bei der Ermessensentscheidung handelt es sich zwar grund­
sätzlich um eine Einzelfallprüfung, die Rechtsprechung gibt 
aber zu erkennen, dass die Behörde wohl nicht verpflichtet sein 
kann, den Verwaltungsaufwand und die Bedeutung der Amts­
handlung jeweils präzise zu ermitteln. Vielmehr dürfte der Be­
hörde einer im Rahmen einer im Gebührenrecht durchaus üb­
lichen typisierenden Betrachtungsweise erlaubt sein, Fall­

gruppen zu bilden. So dürfte die Festsetzung einer Gebühr dann 
nicht ermessensfehlerhaft sein, wenn die nach der ersten Stufe 
berechnete Gebühr einem durchschnittlichen Verwaltungsauf­
wand zugeordnet wird, bei der dann bei geringerem Verwal­
tungsaufwand Abschläge vorgenommen werden. 

Ist eine weitere Ermäßigung über die erste Stufe hinaus nicht 
gerechtfertigt, so ist dieses in der Gebührenberechnung kurz zu 
begründen, damit erkennbar wird, dass das Ermessen auch in der 
zweiten Stufe ausgeübt wurde. 

Diese Ermessensentscheidung im Bereich zwischen drei Viertel 
und einem Viertel soll die Fälle berücksichtigen, in denen 
offenkundig noch ein Missverhältnis zwischen dem Verwal­
tungsaufwand und der nach der ersten Stufe ermittelten Gebühr 
besteht. 

Dritte Stufe: 

Zur Berechnung der Gebühr nach der dritten Stufe hat die Recht­
sprechung keine weiteren Ausführungen gemacht. Dieses wohl 
deshalb nicht, weil die Verwaltungsgerichte auch davon aus­
gehen, dass in Fällen der weiteren Ermäßigung oder Befreiung 
aus Billigkeitsgründen die Spezialvorschrift des § 6 GebG Bbg 
Vorrang hat. Diese Vorschrift setzt jedoch stets voraus, dass ein 
entsprechender Antrag des Gebührenschuldners vorliegt. Somit 
kann in den Fällen, in denen kein Antrag gestellt wurde, die An­
wendung der dritten Stufe nicht in Frage kommen. Eine diesbe­
zügliche Begründung, es liegt kein Antrag vor, dürfte ausreichen, 
ist aber zur Verdeutlichung der Ermessensausübung erforderlich. 

Darüber hinaus ist im Baugenehmigungsverfahren eine Billig­
keitsentscheidung nach § 6 GebG Bbg wohl kaum begründbar, 
da zur Finanzierung eines Bauvorhabens stets auch die anfallen­
den Gebühren gehören, die nur einen Bruchteil der Gesamtkos­
ten ausmachen. Auch kann wohl nicht glaubhaft gemacht wer­
den, dass gerade die Zahlung der Baugebühren für den Bauherrn 
eine soziale Härte darstellen würde. 

Das Gleiche gilt für eine Billigkeitsentscheidung nach § 6 Satz 2 
GebG Bbg. Selbst die anerkannte Gemeinnützigkeit eines Bau­
herrn kann eine Entscheidung aus Billigkeitsgründen nicht 
rechtfertigen, weil damit die Regelung der persönlichen Gebüh­
renbefreiung nach § 8 GebG Bbg unterlaufen würde. 

Es ist allenfalls denkbar, dass bei einer Anordnung zur Gefah­
renabwehr (Tarifstelle 4.3.6 des Gebührenverzeichnisses)  eine 
Billigkeitsentscheidung getroffen wird, wenn die Anordnung 
den Bauherrn unverschuldet trifft und die Zahlung der Gebühren 
zu einer sozialen Härte führen würde. 

Zu § 4 Abs. 1 

Die Rohbausumme ist eine fiktiv ermittelte Größe, die mit den 
tatsächlich entstandenen Rohbaukosten eines Bauvorhabens 
nicht vergleichbar ist und einzig und allein der einheitlichen Ge­
bührenermittlung dient. 

Die Rohbausumme ist ein Produkt aus dem landeseinheitlich 
festgesetzten Rohbauwert pro Kubikmeter für eine bauliche An­
lage und dem Brutto-Rauminhalt. 
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Der in der Tabelle der Rohbauwerte angegebene Rohbauwert pro 
Kubikmeter berücksichtigt nur eine einfache Bauausführung. 
Mehrkosten dürfen jedoch nicht aufgrund einer aufwendigeren 
Bauausführung, sondern nur für eine besondere Gründung oder 
für Außenwandverkleidungen, für die jeweils ein Standsi­
cherheitsnachweis geführt werden muss, ermittelt und in der Ge­
bührenberechnung einbezogen werden. 

Der landeseinheitliche Berechnungsgrundsatz gewährleistet, 
dass im Land Brandenburg für vergleichbare (typisierte) Bau­
vorhaben keine unterschiedlichen Gebühren erhoben werden 
und somit dem Gleichheitsgrundsatz entsprochen wird. Aus 
dem Gleichheitsgrundsatz ist abzuleiten, dass Vorteile, die da­
durch entstehen können, dass eine Baumaßnahme besonders 
preisgünstig durch Eigenleistung oder billige Arbeitskräfte er­
richtet wird, nicht berücksichtigt werden können. Das Gleiche 
gilt für günstige und somit nicht ortsübliche Einkaufsmöglich­
keiten durch ein besonderes kaufmännisches Geschick oder 
durch die besondere Gunst der Verhältnisse. Das Zugrundelegen 
der tatsächlichen Rohbaukosten für die Gebührenermittlung ist 
auch im Einzelfall nicht gerechtfertigt (vgl. hierzu auch Be­
schluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 18. April 2000 ­
11 B 20.00). 

Das Prinzip, gleiche Gebühren für vergleichbare Bauvorhaben, 
kann somit nicht durch eine besonders günstige Bauausführung 
durchbrochen werden. 

Zu § 4 Abs. 2 

Die Herstellungskosten sind nach § 4 Abs. 3 BauGebO fiktiv zu 
ermitteln. Die tatsächlichen Herstellungskosten dürfen zur Ge­
bührenermittlung nicht in Ansatz gebracht werden. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu § 4 Abs. 1 BauGebO sinngemäß. 

Zu § 6 Abs. 1 Satz 1 

Die Prüfung bautechnischer Nachweise ist entsprechend § 8 
Abs. 1 und 2 GebG Bbg für den Bund und das Land Branden­
burg grundsätzlich gebührenfrei. 

Nur in Fällen, in denen die Baudienststelle des Bundes oder des 
Landes vorher die Übernahme der Kosten für die Prüfung bau­
technischer Nachweise durch einen Prüfingenieur schriftlich er­
klärt hat, können diese abweichend von § 8 Abs. 1 und 2 
GebG Bbg erhoben werden. 

Die Prüfung durch einen Prüfingenieur ist denkbar, wenn eine 
unverzügliche Prüfung stattfinden soll und die Bauaufsichts­
behörde diese jedoch nicht zeitgerecht erbringen kann. 

Zu § 6 Abs. 2 

Diese einschränkende Regelung gilt nur für Gebühren für die 
Prüfung bautechnischer Nachweise und für Gebühren für Vor­
bescheide. 

Bei sonstigen Gebühren im Baugenehmigungsverfahren ist § 8 
GebG Bbg zu beachten. 

3. Hinweise zum Gebührenverzeichnis 

Zu Tarifstelle 1.3 

Bei den Tarifstellen 1.3.1.2 bis 1.3.2.6 handelt es sich um Rah­
mengebühren, für die bei der Festsetzung der Gebühr im Einzel­
fall die Bedeutung, der wirtschaftliche Wert und der sonstige Nut­
zen der Amtshandlung für den Gebührenschuldner zu berück­
sichtigen sind. Diese Kriterien werden bei Werbeanlagen 
entscheidend durch die Größe der Ansichtsfläche, die für die Wer­
bung zur Verfügung steht, bestimmt. Zur ermessensfehlerfreien 
Ermittlung der Gebühr für eine Werbeanlage kann daher auch die 
Größe der Ansichtsfläche herangezogen und entsprechend 
berücksichtigt werden. Als Ansichtsfläche gilt bei unregelmäßiger 
Form der Werbeanlagen das Rechteck, das die Anlage umschließt. 
Es bestehen keine Bedenken, wenn folgende Beträge je angefan­
gene m2 Ansichtsfläche zugrunde gelegt werden: 

- Tarifstellen 10 Euro für eine unbeleuchtete Wer-
1.3.1.2 bis 1.3.1.4 beanlage 

20 Euro für eine beleuchtete Werbe­
anlage 

- Tarifstellen 25 Euro für eine unbeleuchtete Wer-
1.3.2.1 bis 1.3.2.6 beanlage 

50 Euro für eine beleuchtete Werbe­
anlage 

Zu Tarifstelle 2.4 

Die Gleichzeitigkeit ist erfüllt, wenn die bautechnischen Nach­
weise zusammen, das heißt ohne nennenswerten zeitlichen Unter­
schied, zur Prüfung vorgelegt werden, so dass eine gleichzeitige 
Bearbeitung aller bautechnischen Nachweise ermöglicht wird. 

Es ist unerheblich, ob ein Bauherr oder mehrere (verschiedene) 
Bauherren beteiligt sind. 

Zu Tarifstelle 4.3.6 

Bei der Festsetzung der Gebühr für Anordnungen zur Gefahren­
abwehr ist § 6 GebG Bbg zu beachten. 

4. In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der Veröffentli­
chung im Amtsblatt für Brandenburg in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Verwaltungsvorschrift vom 24. Februar 1998 (ABl. S. 370) 
außer Kraft. 
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Änderung der Verwaltungsvorschrift über 
die Dienstgrad- und Funktionsabzeichen 

der Feuerwehren 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 24. Januar 2002 

Aufgrund des § 38 Abs. 4 des Brandschutzgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 9. März 1994 (GVBl. I S. 65) 
bestimmt der Minister des Innern: 

1.	 Die Verwaltungsvorschrift über die Dienstgrad- und Funk­
tionsabzeichen der Feuerwehren vom 30. Dezember 1997 
(ABl. 1998 S. 17) wird wie folgt geändert: 

a)	 In Nummer 6, Lfd. Nr. 4, Spalte 2, Buchstabe d wird das 
Wort „zwei“ durch das Wort „drei“ ersetzt. 

b)	 In Nummer 15 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 einge­
fügt: 

„Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 31. Dezember 
2006 außer Kraft.“ 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

2.	 Die Änderung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im 
Amtsblatt für Brandenburg in Kraft. 

Bildung einer neuen Gemeinde Parsteinsee 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 5. Februar  2002 

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I S. 154) 
die Bildung 

einer neuen Gemeinde Parsteinsee 
(Schlüssel-Nr.: 12 0 60 185) 

aus den Gemeinden des Amtes Oderberg 
Lüdersdorf und Parstein 

mit Wirkung vom 1. März 2002 genehmigt. 

Bildung einer neuen Gemeinde Lunow-Stolzenhagen 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 5. Februar  2002 

der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I S. 154) 
die Bildung 

einer neuen Gemeinde Lunow-Stolzenhagen  
(Schlüssel-Nr.: 12 0 60 149)  

aus den Gemeinden des Amtes Oderberg 
Lunow und Stolzenhagen 

mit Wirkung vom 1. März 2002 genehmigt. 

Änderung des Amtes Oderberg 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 5. Februar 2002 

Infolge der Bildung einer neuen Gemeinde Parsteinsee und einer 
neuen Gemeinde Lunow-Stolzenhagen mit Wirkung vom 
1. März 2002 gehören dem geänderten  Amt Oderberg  ab dem 
1. März 2002 die folgenden Gemeinden an:

- Hohensaaten, 
- Liepe, 
- Lunow-Stolzenhagen, 
- Oderberg, Stadt und 
- Parsteinsee. 

Bildung einer neuen Stadt Liebenwalde 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 31. Januar  2002 

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I S. 154) 
die Bildung 

einer neuen Stadt Liebenwalde 
(Schlüssel-Nr.: 12 0 65 193) 

aus den Gemeinden des Amtes Liebenwalde 
Hammer, Liebenthal, Neuholland und der Stadt Liebenwalde 

mit Wirkung vom Tag der nächsten regelmäßigen landesweiten 
Kommunalwahlen genehmigt. 

Bildung einer neuen Gemeinde Schwielowsee 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 4. Februar  2002 

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3 Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Fassung der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Fassung 
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der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I S. 154) 
die Bildung 

einer neuen Gemeinde Schwielowsee 
(Schlüssel-Nr.: 12 0 69 590)  

aus den Gemeinden des Amtes Schwielowsee 
Caputh, Ferch und Geltow 

mit Wirkung vom 31. Dezember 2002 genehmigt. 

Das Amt Schwielowsee wird mit dem Tag der Bildung der neu­
en Gemeinde Schwielowsee aufgelöst. 

Berichtigung der Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern über die Bildung 

einer neuen Gemeinde Rietzneuendorf-Staakow 

Die Bekanntmachung des Ministeriums des Innern über die Bil­
dung einer neuen Gemeinde Rietzneuendorf-Staakow vom 
18. Dezember 2001 (ABl. 2002 S. 4) wird wie folgt berichtigt: 

„Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I S. 154) 
die Bildung einer neuen Gemeinde Rietzneuendorf-Staakow 
(Schlüssel-Nr.: 12 0 61 405) aus den Gemeinden Rietzneuen-
dorf-Friedrichshof und Staakow des Amtes Unterspreewald mit 
Wirkung vom 31. Dezember 2002 genehmigt.“ 

Berichtigung der Bekanntmachung des 
Ministeriums des Innern über die Bildung 

einer neuen Gemeinde Neu-Seeland 

Die Bekanntmachung des Ministeriums des Innern über die  Bil­
dung einer neuen Gemeinde Neu-Seeland vom 10. Januar 2002 
(ABl. S. 48) wird wie folgt berichtigt: 

„Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I S. 154) 
die Bildung der neuen amtsangehörigen Gemeinde 

Neu-Seeland 
Gemeindeschlüssel-Nr.: 12 0 66 226 

des Amtes Altdöbern aus den Gemeinden Bahnsdorf, Lindchen, 
Lubochow und Ressen  mit Wirkung vom 1. Februar 2002 ge­
nehmigt.“ 

Berichtigung der Bekanntmachung des 
Ministeriums des Innern über die Änderung 

des Amtes Brück 

Die Bekanntmachung des Ministeriums des Innern über die  Än­
derung des Amtes Brück  vom 8. Januar 2002 (ABl. S. 43) wird 
wie folgt berichtigt: 

„Aufgrund der Eingliederung der Gemeinden Baitz und Neu­
endorf bei Brück in die Stadt Brück sowie der Bildung der neu­
en Gemeinde Planebruch zum 31. Januar 2002 gehören dem 
Amt Brück ab dem 31. Januar 2002 die folgenden Gemeinden 
an: 

Alt Bork, Borkheide, Borkwalde, Deutsch Bork, Linthe, Lock­
tow, Planebruch und die Stadt Brück.“ 

Gemeindeschlüsselnummern 

Mitteilung des Ministeriums des Innern 
Vom 5. Februar 2002 

Hiermit werden für die im Folgenden aufgeführten Gemeinden 
die Gemeindeschlüsselnummern mitgeteilt: 

Halenbeck-Rohlsdorf, Amt Pritzwalk-Land (12 0 70 153) 
Kümmernitztal, Amt Pritzwalk-Land (12 0 70 222) 
Havelaue, Amt Rhinow (12 0 63 134) 
Seeblick, Amt Rhinow (12 0 63 274) 
Beiersdorf-Freudenberg, Amt Falkenberg-Höhe (12 0 64 053) 
Falkenberg, Amt Falkenberg-Höhe (12 0 64 125) 
Heckelberg-Brunow, Amt Falkenberg-Höhe (12 0 64 205) 
Storbeck-Frankendorf, Amt Temnitz (12 0 68 413) 
Stüdenitz-Schönermark, Amt Neustadt (Dosse) (12 0 68 417) 
Planebruch, Amt Brück (12 0 69 470) 
Beelitz, Stadt, amtsfrei (12 0 69 017) 

Bildung einer neuen Gemeinde Röderland 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 11. Februar 2002 

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I S. 154) 
die Bildung der neuen amtsfreien Gemeinde Röderland (Schlüs-
sel-Nr. 12 0 62 410) aus den Gemeinden Haida, Prösen, Rei­
chenhain, Saathain, Stolzenhain a. d. Röder und Wainsdorf des 
Amtes Röderland zum Tag der landesweiten Kommunal­
wahl 2003 genehmigt. 

Das Amt Röderland wird mit dem Tag der wirksamen Bildung 
der neuen amtsfreien Gemeinde Röderland aufgelöst. 
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Änderung des Amtes Gramzow 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 18. Februar 2002 

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung des § 1 Abs. 3 
Satz 6 der Amtsordnung für das Land Brandenburg in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I 
S. 188) die Zweite Änderung der öffentlich-rechtlichen Verein­
barung über die Bildung des Amtes Gramzow vom 21. Dezem­
ber 2001 mit Wirkung vom 28. Februar 2002 genehmigt. 

Die Gemeinde Zichow des Amtes Oder-Welse wechselt zum 
28. Februar 2002 in das Amt Gramzow. 

Das Amt Gramzow besteht ab dem 28. Februar 2002 aus fol­
genden Gemeinden: 

Oberuckersee, 
Uckerfelde, 
Randowtal, 
Gramzow, 
Grünow und 
Zichow. 

Änderung des Amtes Oder-Welse 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 18. Februar 2002 

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung des § 1 Abs. 3 
Satz 6 der Amtsordnung für das Land Brandenburg in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I 
S. 188) die Dritte Änderungsvereinbarung der öffentlich-recht-
lichen Vereinbarung über die Bildung des Amtes Oder-Welse 
vom 15. Juni 1992 mit Wirkung vom 28. Februar 2002 geneh­
migt. 

Die Gemeinde Zichow des Amtes Oder-Welse wechselt zum 
28. Februar 2002 in das Amt Gramzow. 

Das Amt Oder-Welse besteht ab dem 28. Februar 2002 aus fol­
genden Gemeinden: 

Berkholz-Meyenburg, 
Mark Landin, 
Pinnow, 
Schöneberg, 
Schönow, 
Stendell und 
Welsebruch. 

Zuweisungen an die Gemeinden und Landkreise 
nach Maßgabe des Haushaltsplanes 2002/2003 

Runderlass des Ministeriums des Innern 
und des Ministeriums der Finanzen 

Vom 24. Januar 2002 

Hiermit werden  die Zuweisungen an die Gemeinden und Land­
kreise und die Mittel für kommunale Aufgaben nach Maßgabe 
des Haushaltsplanes 2002/2003 bekannt gegeben. 

Die Übersicht gemäß Anlage enthält in den jeweiligen Einzel­
plänen Mittelansätze, die 

a)	 unmittelbar den Gemeinden und Landkreisen zur Verfügung 
stehen. 

2002 2003 

- in Tsd. Euro ­

Das betrifft bei laufenden 
Zuweisungen Haushaltstitel 
der Gruppen 613, 623 und 633 
mit einem Volumen von 514.543,4 517.435,5 

sowie bei investiven Zuweisungen 
Haushaltstitel der Gruppe 883 
mit einem Volumen von 686.570,2 663.385,2 

b)	 für kommunale Aufgabenstellungen, u. a. zur Förderung des 
Wohnungsbaus, des öffentlichen Personennahverkehrs, für 
Maßnahmen der Dorferneuerung und auf sozialem Gebiet, 
bereitgestellt werden. An diesen partizipieren neben Ge­
meinden und Landkreisen in erster Linie öffentliche und pri­
vate Unternehmen oder freie Träger, die diese kommunalen 
Aufgaben wahrnehmen. 

2002 2003 

- in Tsd. Euro ­

Das betrifft bei laufenden 
Zuweisungen Haushaltstitel 
der Gruppen 663, 671, 684 
und 685 mit einem Volumen 
von 309.612,1 313.486,5 

sowie bei investiven 
Zuweisungen Haushaltstitel 
der Gruppen 887, 891, 892 
und 893 mit einem Volumen 
von 241.405,0 221.824,0 
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